
Wie wird die Mitarbeit aller Werktätigen an der Leitung 
unseres Arbeiter- und Bauernstaates verwirklicht?

Die herrschenden Klassen in den kapitalistischen 
Staaten versuchen das Volk irrezuführen, indem sie be­
haupten, die Herrschaft des Volkes finde ihren Ausdruck 
darin, alle paar Jahre einen Stimmschein abzugeben und 
Abgeordnete zu wählen. Sie tun aber alles, um das Volk 
von der Führung des Staates auszuschalten und verhin­
dern auch eine systematische Kontrolle des Volkes über 
die Handlungen der gewählten Vertreter in der Regierung 
und im Parlament.

Aber auch unter kapitalistischen Verhältnissen kann 
ein Volk die Politik seines Landes beeinflussen, wenn es 
wachsam ist. Ein Beispiel gibt das französische Volk. Es 
zwang den französischen Vertreter auf der Genfer Kon­
ferenz durch eine kraftvolle Massenbewegung, den Willen 
des französischen Volkes zur Beendigung des schmutzigen 
Krieges in Vietnam und den Befreiungskampf des viet­
namesischen Volkes zu respektieren. Die Absicht der der­
zeitigen französischen Regierung, den EVG-Vertrag doch 
zur Ratifizierung vorzulegen, steht aber im Gegensatz zu 
den Interessen des französischen Volkes. Das französische 
Volk will keine Abänderung, sondern die Ablehnung des 
EVG-Vertrages. Darin kommt deutlich zum Ausdruck, 
daß die Interessen des französischen Volkes den Inter­
essen der herrschenden Klassen in Frankreich direkt ent­
gegengesetzt sind.

Das französische Volk will den Frieden erhalten. 
Diesem Interesse entspricht der sowjetische Vorschlag 
für eine kollektive Sicherheit und enge wirtschaftliche 
und kulturelle Beziehungen zum Lager des Friedens. Die 
herrschenden imperialistischen Vertreter in der franzö­
sischen Regierung aber sind zur Sicherung ihrer Maximal­
profite daran interessiert, dem USA-Diktat zum Abschluß 
der EVG und damit der Vorbereitung eines neuen Krieges 
in Europa zu folgen. Aus diesen gegensätzlichen Inter­
essen zwischen dem Volk und der herrschenden Klasse, 
die auch den Staatsapparat in ihren Händen hat, ergibt 
sich deutlich, daß von wirklicher Demokratie, also einer 
Herrschaft des Volkes, unter kapitalistischen Bedingun­
gen nicht die Rede sein kann. Den Volksmassen gelingt 
es nur durch einen hartnäckigen Kampf, der herrschenden 
Klasse einige Zugeständnisse abzutrotzen. Wie groß diese 
Zugeständnisse sind, hängt davon ab, welche Kampfkraft 
die Massen trotz Polizeimaßnahmen und Unterdrückung 
entwickeln. Das ist eine wichtige Erfahrung, die auch die 
Werktätigen in Westdeutschland täglich machen.

Notwendigkeit
In der Sowjetunion, in den Volksdemokratien und in 

der Deutschen Demokratischen Republik dagegen führen 
die Werktätigen selbst ihren Staat. In unserer Republik 
besteht kein Widerspruch zwischen den Interessen des 
Staates und den Interessen der schaffenden Menschen. 
Kein Volksvertreter, kein Mitglied der Regierung kann 
irgendwelche Profitinteressen über die ihm vom Volk 
übertragenen Aufgaben stellen, den Staat im Interesse 
aller Werktätigen zu führen. Die Volksvertreter sind selbst 
Werktätige, Arbeiter, werktätige Bauern, Angehörige der 
Intelligenz, Handwerker oder Gewerbetreibende. Diese 
gewählten Vertreter des Volkes bieten die Gewähr, daß

die Interessen der Werktätigen mit Hilfe fortschrittlicher 
Gesetze und Verordnungen verwirklicht werden.

Das ist aber nur eine Seite der Demokratie, der Volks­
herrschaft. Die andere Seite besteht darin, daß neben 
den gewählten Vertretern immer mehr werktätige Men­
schen unmittelbar in die Führung des Staates einbezogen 
werden.

Warum ist es notwendig, die breiten Massen an der 
Leitung des Staates und an der Verwirklichung der Ge­
setze und Verordnungen direkt zu beteiligen? Nehmen 
wir ein Beispiel: Die Interessen unseres Volkes an der 
Erhaltung des Friedens machten es erforderlich, ein 
Gesetz zu schaffen, das jede Kriegs- und Rassenhetze in 
der DDR verbietet. Die Erfahrungen des deutschen Volkes 
zeigten, daß die Hetze in Wort und Schrift gegen andere 
Völker und Rassen immer der Kriegsvorbereitung dient. 
Also war es erforderlich, eine gesetzliche Grundlage zu 
schaffen, die es reaktionären Elementen in unserer Re­
publik verbietet, noch rückständige Menschen für eine 
Kriegshetze im Dienste der Militaristen und anderen 
Kriegstreibern in Westdeutschland auszunutzen. Die 
strikte Durchführung solch eines umfassenden Gesetzes 
erfordert die Mitarbeit aller friedliebenden Menschen 
unserer Republik, weil sie nicht allein von den Organen 
des Staates gesichert werden kann und weil sie im ur­
eigensten Interesse der Massen liegt. Bezeichnend ist, 
daß der Vorschlag unserer Volkskammer, dieses Gesetz 
auch in Westdeutschland anzunehmen, von der Bonner 
Regierung abgelehnt wurde. So wie mit diesem Gesetz 
verhält es sich auch mit allen anderen Gesetzen, Ver­
ordnungen und Beschlüssen.

Die Gesetze, Verordnungen und Beschlüsse, die den 
vielseitigen Interessen des Volkes dienen, sind so um­
fassend, daß sie niemals durch den Staatsapparat allein 
verwirklicht werden können. Erst die Mitarbeit der Werk­
tätigen bietet die Gewähr, daß sie unbürokratisch und 
rasch überall Wirklichkeit werden. Es entspricht dem 
Wesen unserer Volksmacht, daß die Werktätigen ständig 
unmittelbar kontrollieren und mithelfen, daß ihre Gesetze 
und Verordnungen allseitig in die Tat umgesetzt werden.

Schon die Entwürfe unserer Gesetze werden in der 
breiten Öffentlichkeit diskutiert, wie z. B. jetzt gerade 
das neue Familiengesetz. Jeder Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik hat die Möglichkeit, Einwände 
zu erheben, andere Vorschläge zu machen und zu be­
gründen. Unsere Verfassung und die Gesetze enthalten 
viele gute Verbesserungsvorschläge aus der Bevölkerung, 
die vor der Beschlußfassung in der Volkskammer gemacht 
wurden.

Möglichkeiten
Welche Möglichkeiten haben wir, um noch mehr Men­

schen als bisher zur Kontrolle über die Durchführung der 
Gesetze, also zur Leitung des Staates und zur Mitarbeit 
heranzuziehen?

Als erstes wäre die Tätigkeit der Massenorganisationen 
zu nennen, zum Beispiel die der Gewerkschaften. Die 
Verordnung der Regierung vom 10. Dezember 1953 über
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